
 
 

 

Name, Vorname, Mandat:  

 

    

 Verpflichtung 

auf das Datengeheimnis nach § 5 Bundesdatenschutzgesetz, 

das Fernmeldegeheimnis nach § 88 Telekommunikationsgesetz 

sowie zur Geheimhaltung 

Aufgrund Ihrer Tätigkeit für den Reservistenverband ist es möglich, dass Sie mit personenbezogenen Daten arbeiten 

oder in Berührung kommen. Deshalb ist es erforderlich, dass wir Sie zur Einhaltung der geltenden gesetzlichen 

Bestimmungen verpflichten: 

Datengeheimnis 

Für Sie gilt das so genannte Datengeheimnis nach § 5 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG). Danach ist es Ihnen 

untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu erheben (= Beschaffen), zu verarbeiten (= Speichern, Verändern, 

Übermitteln, Sperren und Löschen) oder zu nutzen (= Verwenden). Unter personenbezogenen Daten versteht der 

Gesetzgeber Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren 

natürlichen Person. Dies sind zum Beispiel Name, Anschrift, E-Mail-Adresse oder Kontoverbindung. 

Das Datengeheimnis gilt nicht nur während Ihrer Tätigkeit für den Verband. Auch nach Beendigung der Tätigkeit gilt es 

fort. 

Ein Verstoß gegen das Datengeheimnis kann verfolgt werden und nach § 43 BDSG ein Bußgeld, bzw. nach § 44 BDSG 

eine Geld- oder Freiheitsstrafe nach sich ziehen.  Auch Schadensersatzansprüche können gegebenenfalls Ihnen 

gegenüber geltend gemacht werden.  

Fernmeldegeheimnis 

Sofern Sie Zugang zu Daten von Telefon, Fax oder E-Mail von anderen Personen haben, gilt für Sie zusätzlich das so 

genannte Fernmeldegeheimnis (§ 88 Telekommunikationsgesetz). Danach dürfen Sie sich unberechtigt weder vom 

Inhalt einer Telekommunikation noch deren näheren Umständen Kenntnis verschaffen oder an andere weitergeben. Ein 

Verstoß gegen diese Bestimmung kann strafrechtlich verfolgt werden und gemäß § 206 Strafgesetzbuch eine 

Geldstrafe oder eine Freiheitsstrafe von bis zu 5 Jahren nach sich ziehen. 

Geheimhaltung 

Im Rahmen Ihrer Tätigkeit erhalten Sie gegebenenfalls Kenntnis von Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen. Diese sind 

im Interesse des Reservistenverbandes besonders schützenswert. Es ist Ihnen daher untersagt, sich über das im 

Rahmen Ihrer Aufgaben erforderliche Maß hinaus Kenntnis von solchen Informationen zu verschaffen. Darüber hinaus 

ist es Ihnen verboten, solche Informationen an Unberechtigte weiterzugeben. Hierbei ist es unerheblich in welcher Form 

und auf welche Weise dies geschieht. Bei Verstößen können Sie sich unter Umständen gemäß § 17 des Gesetzes 

gegen den unlauteren Wettbewerb strafbar machen. Dies kann eine Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu 5 Jahren 

nach sich ziehen. Ebenso können Schadensersatzforderungen auf Sie zukommen. 

Sollten Sie nach anderen Bestimmungen zur Geheimhaltung verpflichtet sein, so bleiben die dort gemachten 

Festlegungen von dieser Verpflichtung unberührt. 

 

Mit meiner Unterschrift bestätige ich die vorbezeichneten Verpflichtungen. Ich habe diese verstanden und 

werde mich an diese halten. Dies gilt insbesondere auch für die anhängenden einschlägigen gesetzlichen 

Bestimmungen. 

Ein Exemplar dieser Verpflichtung wurde mir ausgehändigt. 

 

________________________________   ___________________________________   

Ort, Datum           (Unterschrift Mandatsträger/in) 



 
 

 

Auszug aus dem Bundesdatenschutzgesetz 
(BDSG) 
Fassung vom 14. Januar 2003 
Zuletzt geändert am 25.02.2015 
Stand: 25.10.2016 

§ 5 Datengeheimnis 
Den bei der Datenverarbeitung beschäftigten Personen 
ist untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu 
erheben, zu verarbeiten oder zu nutzen 
(Datengeheimnis). Diese Personen sind, soweit sie bei 
nicht-öffentlichen Stellen beschäftigt werden, bei der 
Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu 
verpflichten. Das Datengeheimnis besteht auch nach 
Beendigung ihrer Tätigkeit fort. 
 

§ 43 Bußgeldvorschriften 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 
1. entgegen § 4d Abs. 1, auch in Verbindung mit § 4e 

Satz 2, eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig macht, 
2. entgegen § 4f Abs. 1 Satz 1 oder 2, jeweils auch in 

Verbindung mit Satz 3 und 6, einen Beauftragten für 
den Datenschutz nicht, nicht in der vorgeschriebenen 
Weise oder nicht rechtzeitig bestellt, 
2a. entgegen § 10 Absatz 4 Satz 3 nicht gewährleistet, 

dass die Datenübermittlung festgestellt und überprüft 
werden kann, 
2b. entgegen § 11 Absatz 2 Satz 2 einen Auftrag nicht 

richtig, nicht vollständig oder nicht in der 
vorgeschriebenen Weise erteilt oder entgegen § 11 
Absatz 2 Satz 4 sich nicht vor Beginn der 
Datenverarbeitung von der Einhaltung der beim 
Auftragnehmer getroffenen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen überzeugt, 
3. entgegen § 28 Abs. 4 Satz 2 den Betroffenen nicht, 

nicht richtig oder nicht rechtzeitig unterrichtet oder nicht 
sicherstellt, dass der Betroffene Kenntnis erhalten 
kann, 
3a. entgegen § 28 Absatz 4 Satz 4 eine strengere Form 

verlangt,  
4. entgegen § 28 Abs. 5 Satz 2 personenbezogene 

Daten übermittelt oder nutzt, 
4a. entgegen § 28a Abs. 3 Satz 1 eine Mitteilung nicht, 

nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
macht,  
5. entgegen § 29 Abs. 2 Satz 3 oder 4 die dort 

bezeichneten Gründe oder die Art und Weise ihrer 
glaubhaften Darlegung nicht aufzeichnet, 
6. entgegen § 29 Abs. 3 Satz 1 personenbezogene 

Daten in elektronische oder gedruckte Adress-, 
Rufnummern-, Branchen- oder vergleichbare 
Verzeichnisse aufnimmt, 
7. entgegen § 29 Abs. 3 Satz 2 die Übernahme von 

Kennzeichnungen nicht sicherstellt, 
7a. entgegen § 29 Abs. 6 ein Auskunftsverlangen nicht 

richtig behandelt,  
7b. entgegen § 29 Abs. 7 Satz 1 einen Verbraucher 

nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig unterrichtet.  
8. entgegen § 33 Abs. 1 den Betroffenen nicht, nicht 

richtig oder nicht vollständig benachrichtigt, 
8a. entgegen § 34 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung 

mit Satz 3, entgegen § 34 Absatz 1 a, entgegen § 34 
Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, oder 
entgegen § 34 Absatz 2 Satz 5, Absatz 3 Satz 1 oder 
Satz 2 oder Absatz 4 Satz 1, auch in Verbindung mit 
Satz 2, eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht 

vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder entgegen § 
34 Absatz 1a Daten nicht speichert, 
8b. entgegen § 34 Abs. 2 Satz 3 Angaben nicht, nicht 

richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig 
übermittelt,  
8c. entgegen § 34 Abs. 2 Satz 4 den Betroffenen nicht 

oder nicht rechtzeitig an die andere Stelle verweist,  
9. entgegen § 35 Abs. 6 Satz 3 Daten ohne 

Gegendarstellung übermittelt, 
10. entgegen § 38 Abs. 3 Satz 1 oder Abs. 4 Satz 1 

eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig erteilt oder eine Maßnahme nicht 
duldet oder 
11. einer vollziehbaren Anordnung nach § 38 Abs. 5 

Satz 1 zuwiderhandelt. 

 
(2) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 

fahrlässig 
1. unbefugt personenbezogene Daten, die nicht 

allgemein zugänglich sind, erhebt oder verarbeitet, 
2. unbefugt personenbezogene Daten, die nicht 

allgemein zugänglich sind, zum Abruf mittels 
automatisierten Verfahrens bereithält, 
3. unbefugt personenbezogene Daten, die nicht 

allgemein zugänglich sind, abruft oder sich oder einem 
anderen aus automatisierten Verarbeitungen oder nicht 
automatisierten Dateien verschafft, 
4. die Übermittlung von personenbezogenen Daten, die 

nicht allgemein zugänglich sind, durch unrichtige 
Angaben erschleicht, 
5. entgegen § 16 Abs. 4 Satz 1, § 28 Abs. 5 Satz 1, 

auch in Verbindung mit § 29 Abs. 4, § 39 Abs. 1 Satz 1 
oder § 40 Abs. 1, die übermittelten Daten für andere 
Zwecke nutzt,  
5a. entgegen § 28 Absatz 3b den Abschluss eines 

Vertrages von der Einwilligung des Betroffenen 
abhängig macht,  
5b. entgegen § 28 Absatz 4 Satz 1 Daten für Zwecke 

der Werbung oder der Markt- oder Meinungsforschung 
verarbeitet oder nutzt, 
6. entgegen § 30 Abs. 1 Satz 2 die in § 30 Abs. 1 Satz 

1 bezeichneten Merkmale oder entgegen § 40 Abs. 2 
Satz 3 die in § 40 Abs. 2 Satz 2 bezeichneten 
Merkmale mit den Einzelangaben zusammenführt.  
6. entgegen § 30 Absatz 1 Satz 2, § 30 Absatz 3 Satz 3 

oder § 40 Absatz 2 Satz 3 ein dort genanntes Merkmal 
mit einer Einzelangabe zusammenführt oder  
7. entgegen § 42a Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht 

richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht.  
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann im Falle des Absatzes 

1 mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Euro, in 
den Fällen des Absatzes 2 mit einer Geldbuße bis zu 
dreihunderttausend Euro geahndet werden. Die 
Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der 
Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, 
übersteigen. Reichen die in Satz 1 genannten Beträge 
hierfür nicht aus, so können sie überschritten werden.  
 

§ 44 Strafvorschriften 

(1) Wer eine in § 43 Abs. 2 bezeichnete vorsätzliche 

Handlung gegen Entgelt oder in der Absicht, sich oder 
einen anderen zu bereichern oder einen anderen zu 
schädigen, begeht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. 

Antragsberechtigt sind der Betroffene, die 
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verantwortliche Stelle, der Bundesbeauftragte für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit und die 
Aufsichtsbehörde. 

 
Auszug aus dem Telekommunikationsgesetz 
(TKG) 
Fassung vom 22. Juni 2004 
Zuletzt geändert am 24.05.2016 
Stand: 25.10.2016 

§ 88 Fernmeldegeheimnis  
(1) Dem Fernmeldegeheimnis unterliegen der Inhalt der 

Telekommunikation und ihre näheren Umstände, 
insbesondere die Tatsache, ob jemand an einem 
Telekommunikationsvorgang beteiligt ist oder war. Das 
Fernmeldegeheimnis erstreckt sich auch auf die 
näheren Umstände erfolgloser Verbindungsversuche. 
 
(2) Zur Wahrung des Fernmeldegeheimnisses ist jeder 

Dienste Anbieter verpflichtet. Die Pflicht zur 
Geheimhaltung besteht auch nach dem Ende der 
Tätigkeit fort, durch die sie begründet worden ist. 
 
(3) Den nach Absatz 2 Verpflichteten ist es untersagt, 

sich oder anderen über das für die geschäftsmäßige 
Erbringung der Telekommunikationsdienste 
einschließlich des Schutzes ihrer technischen Systeme 
erforderliche Maß hinaus Kenntnis vom Inhalt oder den 
näheren Umständen der Telekommunikation zu 
verschaffen. Sie dürfen Kenntnisse über Tatsachen, die 
dem Fernmeldegeheimnis unterliegen, nur für den in 
Satz 1 genannten Zweck verwenden. Eine Verwendung 
dieser Kenntnisse für andere Zwecke, insbesondere 
die Weitergabe an andere, ist nur zulässig, soweit 
dieses Gesetz oder eine andere gesetzliche Vorschrift 
dies vorsieht und sich dabei ausdrücklich auf 
Telekommunikationsvorgänge bezieht. Die 
Anzeigepflicht nach § 138 des Strafgesetzbuches hat 
Vorrang. 
 
(4) Befindet sich die Telekommunikationsanlage an 

Bord eines Fahrzeugs für Seefahrt oder Luftfahrt, so 
besteht die Pflicht zur Wahrung des Geheimnisses 
nicht gegenüber der Person, die das Fahrzeug führt 
oder gegenüber ihrer Stellvertretung. 

 
Auszug aus dem Gesetz gegen den 
Unlauteren Wettbewerb (UWG) 
Fassung vom 03. März 2010 
Zuletzt geändert am 17.02.2016 
Stand: 25.10.2016 

§ 17 Verrat von Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnissen 
(1) Wer als eine bei einem Unternehmen beschäftigte 

Person ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, das ihr 
im Rahmen des Dienstverhältnisses anvertraut worden 
oder zugänglich geworden ist, während der 
Geltungsdauer des Dienstverhältnisses unbefugt an 
jemand zu Zwecken des Wettbewerbs, aus Eigennutz, 
zugunsten eines Dritten oder in der Absicht, dem 
Inhaber des Unternehmens Schaden zuzufügen, 
mitteilt, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer zu Zwecken des 

Wettbewerbs, aus Eigennutz, zugunsten eines Dritten 
oder in der Absicht, dem Inhaber des Unternehmens 
Schaden zuzufügen, 
1. sich ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis 

1a. durch Anwendung technischer Mittel, 
1b. Herstellung einer verkörperten Wiedergabe des 

Geheimnisses oder 
1c. Wegnahme einer Sache, in der das Geheimnis 

verkörpert ist, unbefugt verschafft oder sichert oder 
2. ein Geschäfts- oder Betriebsgeheimnis, das er durch 

eine der in Absatz 1 bezeichneten Mitteilungen oder 
durch eine eigene oder fremde Handlung nach 
Nummer 1 erlangt oder sich sonst unbefugt verschafft 
oder gesichert hat, unbefugt verwertet oder jemandem 
mitteilt. 
 
(3) Der Versuch ist strafbar. 
 
(4) In besonders schweren Fällen ist die Strafe 

Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe. Ein 
besonders schwerer Fall liegt in der Regel vor, wenn 
der Täter 
1. gewerbsmäßig handelt, 
2. bei der Mitteilung weiß, dass das Geheimnis im 

Ausland verwertet werden soll, oder 
3. eine Verwertung nach Absatz 2 Nr. 2 im Ausland 

selbst vornimmt. 
 
(5) Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt, es sei denn, 

dass die Strafverfolgungsbehörde wegen des 
besonderen öffentlichen Interesses an der 
Strafverfolgung ein Einschreiten von Amts wegen für 
geboten hält. 
 

(6) § 5 Nr. 7 des Strafgesetzbuches gilt entsprechend. 
 
Auszug aus dem Postgesetz (PostG) 
Fassung vom 22.Dezember 1997 
Zuletzt geändert am 19.02.2016 
Stand: 25.10.2016 

§ 39 Postgeheimnis 
(1) Dem Postgeheimnis unterliegen die näheren 

Umstände des Postverkehrs bestimmter natürlicher 
oder juristischer Personen sowie der Inhalt von 
Postsendungen. 
 
(2) Zur Wahrung des Postgeheimnisses ist verpflichtet, 

wer geschäftsmäßig Postdienste erbringt oder daran 
mitwirkt. Die Pflicht zur Geheimhaltung besteht auch 
nach dem Ende der Tätigkeit fort, durch die sie 
begründet worden ist. 
 
(3) Den nach Absatz 2 Verpflichteten ist es untersagt, 

sich oder anderen über das für die Erbringung der 
Postdienste erforderliche Maß hinaus Kenntnis vom 
Inhalt von Postsendungen oder den näheren 
Umständen des Postverkehrs zu verschaffen. Sie 
dürfen Kenntnisse über Tatsachen, die dem 
Postgeheimnis unterliegen, nur für den in Satz 1 
genannten Zweck verwenden. Eine Verwendung dieser 
Kenntnisse für andere Zwecke, insbesondere die 
Weitergabe an andere, ist nur zulässig, soweit dieses 
Gesetz oder eine andere gesetzliche Vorschrift dies 
vorsieht und sich dabei ausdrücklich auf 
Postsendungen oder Postverkehr bezieht. Die 
Anzeigepflicht nach § 138 des Strafgesetzbuches hat 
Vorrang. 
 
(4) Die Verbote des Absatzes 3 gelten nicht, soweit die 

dort bezeichneten Handlungen erforderlich sind, um 
1. bei entgeltbegünstigten Postsendungen das 

Vorliegen tariflicher Voraussetzungen zu prüfen, 
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2. den Inhalt beschädigter Postsendungen zu sichern, 
3. den auf anderem Weg nicht feststellbaren 

Empfänger oder Absender einer unanbringlichen 
Postsendung zu ermitteln, 
4. körperliche Gefahren abzuwenden, die von einer 

Postsendung für Personen und Sachen ausgehen. 
Die Auslieferung von Postsendungen an 
Ersatzempfänger im Rahmen der vertraglichen 
Vereinbarung mit dem Absender ist zulässig. 
 
(5) Mitteilungen über den Postverkehr einer Person 

sind zulässig, soweit sie erforderlich sind, um 
Ansprüche gegen diese Person gerichtlich oder 
außergerichtlich geltend zu machen, die im 
Zusammenhang mit der Erbringung einer 
Postdienstleistung entstanden sind, oder um die 
Verfolgung von Straftaten zu ermöglichen, die beim 
Postverkehr zum Schaden eines Postunternehmens 
begangen wurden. 

 
Auszug aus dem Strafgesetzbuch (StGB) 
Fassung vom 13.November 1998 
Zuletzt geändert am 30.05.2016 
Stand: 25.10.2016 

§ 202 Verletzung des Briefgeheimnisses 
(1) Wer unbefugt 
1. einen verschlossenen Brief oder ein anderes 

verschlossenes Schriftstück, die nicht zu seiner 
Kenntnis bestimmt sind, öffnet oder 
2. sich vom Inhalt eines solchen Schriftstücks ohne 

Öffnung des Verschlusses unter Anwendung 
technischer Mittel Kenntnis verschafft, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bestraft, wenn die Tat nicht in § 206 mit 
Strafe bedroht ist. 
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer sich unbefugt vom Inhalt 

eines Schriftstücks, das nicht zu seiner Kenntnis 
bestimmt und durch ein verschlossenes Behältnis 
gegen Kenntnisnahme besonders gesichert ist, 
Kenntnis verschafft, nachdem er dazu das Behältnis 
geöffnet hat. 
 
(3) Einem Schriftstück im Sinne der Absätze 1 und 2 

steht eine Abbildung gleich. 

 
§ 202a Ausspähen von Daten 
(1) Wer unbefugt sich oder einem anderen Zugang zu 

Daten, die nicht für ihn bestimmt und die gegen 
unberechtigten Zugang besonders gesichert sind, unter 
Überwindung der Zugangssicherung verschafft, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Daten im Sinne des Absatzes 1 sind nur solche, die 

elektronisch, magnetisch oder sonst nicht unmittelbar 
wahrnehmbar gespeichert sind oder übermittelt 
werden. 

 
§ 202b Abfangen von Daten 
Wer unbefugt sich oder einem anderen unter 
Anwendung von technischen Mitteln nicht für ihn 
bestimmte Daten (§ 202a Abs. 2) aus einer 
nichtöffentlichen Datenübermittlung oder aus der 
elektromagnetischen Abstrahlung einer 
Datenverarbeitungsanlage verschafft, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe 

bestraft, wenn die Tat nicht in anderen Vorschriften mit 
schwererer Strafe bedroht ist 

 
§ 202c Vorbereiten des Ausspähens und 
Abfangens von Daten 
(1) Wer eine Straftat nach § 202a oder § 202b 

vorbereitet, indem er 
1. Passwörter oder sonstige Sicherungscodes, die den 

Zugang zu Daten (§ 202a Abs. 2) ermöglichen, oder 
2. Computerprogramme, deren Zweck die Begehung 

einer solchen Tat ist, 
herstellt, sich oder einem anderen verschafft, verkauft, 
einem anderen überlässt, verbreitet oder sonst 
zugänglich macht, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder mit Geldstrafe bestraft. 

 
§ 206 Verletzung des Post- oder 
Fernmeldegeheimnisses 
(1) Wer unbefugt einer anderen Person eine Mitteilung 

über Tatsachen macht, die dem Post- oder 
Fernmeldegeheimnis unterliegen und die ihm als 
Inhaber oder Beschäftigtem eines Unternehmens 
bekanntgeworden sind, das geschäftsmäßig Post- oder 
Telekommunikationsdienste erbringt, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe 
bestraft. 
 
(2) Ebenso wird bestraft, wer als Inhaber oder 

Beschäftigter eines in Absatz 1 bezeichneten 
Unternehmens unbefugt 
1. eine Sendung, die einem solchen Unternehmen zur 

Übermittlung anvertraut worden und verschlossen ist, 
öffnet oder sich von ihrem Inhalt ohne Öffnung des 
Verschlusses unter Anwendung technischer Mittel 
Kenntnis verschafft, 
2. eine einem solchen Unternehmen zur Übermittlung 

anvertraute Sendung unterdrückt oder 
3. eine der in Absatz 1 oder in Nummer 1 oder 2 

bezeichneten Handlungen gestattet oder fördert. 
 
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Personen, die 
1. Aufgaben der Aufsicht über ein in Absatz 1 

bezeichnetes Unternehmen wahrnehmen, 
2. von einem solchen Unternehmen oder mit dessen 

Ermächtigung mit dem Erbringen von Post- oder 
Telekommunikationsdiensten betraut sind oder 
3. mit der Herstellung einer dem Betrieb eines solchen 

Unternehmens dienenden Anlage oder mit Arbeiten 
daran betraut sind. 
 
(4) Wer unbefugt einer anderen Person eine Mitteilung 

über Tatsachen macht, die ihm als außerhalb des Post- 
oder Telekommunikationsbereichs tätigem Amtsträger 
auf Grund eines befugten oder unbefugten Eingriffs in 
das Post- oder Fernmeldegeheimnis bekanntgeworden 
sind, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 
 
(5) Dem Postgeheimnis unterliegen die näheren 

Umstände des Postverkehrs bestimmter Personen 
sowie der Inhalt von Postsendungen. Dem 
Fernmeldegeheimnis unterliegen der Inhalt der 
Telekommunikation und ihre näheren Umstände, 
insbesondere die Tatsache, ob jemand an einem 
Telekommunikationsvorgang beteiligt ist oder war. Das 
Fernmeldegeheimnis erstreckt sich auch auf die 
näheren Umstände erfolgloser Verbindungsversuche. 

http://umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/stgb/stgb10.htm#p206
http://umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/stgb/stgb10.htm#p202a
http://umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/stgb/stgb10.htm#p202a
http://umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/stgb/stgb10.htm#p202b
http://umwelt-online.de/regelwerk/allgemei/stgb/stgb10.htm#p202a


 
 

 

 
§ 303a Datenveränderung 
(1) Wer rechtswidrig Daten (§ 202a Abs. 2) löscht, 

unterdrückt, unbrauchbar macht oder verändert, wird 
mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
 
(2) Der Versuch ist strafbar. 

 
(3) Für die Vorbereitung einer Straftat nach Absatz 1 

gilt § 202c entsprechend. 

 
§ 303b Computersabotage 
(1) Wer eine Datenverarbeitung, die für einen anderen 

von wesentlicher Bedeutung ist, dadurch erheblich 
stört, dass er 
1. eine Tat nach § 303a Abs. 1 begeht, 
2. Daten (§ 202a Abs. 2) in der Absicht, einem anderen 

Nachteil zuzufügen, eingibt oder übermittelt oder 
3. eine Datenverarbeitungsanlage oder einen 

Datenträger zerstört, beschädigt, unbrauchbar macht, 
beseitigt oder verändert, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 
 

(2) Handelt es sich um eine Datenverarbeitung, die für 

einen fremden Betrieb, ein fremdes Unternehmen oder 
eine Behörde von wesentlicher Bedeutung ist, ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
Geldstrafe. 
 
(3) Der Versuch ist strafbar. 

 
(4) In besonders schweren Fällen des Absatzes 2 ist 

die Strafe Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall liegt in der 
Regel vor, wenn der Täter 
1. einen Vermögensverlust großen Ausmaßes 

herbeiführt, 
2. gewerbsmäßig oder als Mitglied einer Bande 

handelt, die sich zur fortgesetzten Begehung von 
Computersabotage verbunden hat, 
3. durch die Tat die Versorgung der Bevölkerung mit 

lebenswichtigen Gütern oder Dienstleistungen oder die 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
beeinträchtigt. 
 
(5) Für die Vorbereitung einer Straftat nach Absatz 1 

gilt § 202c entsprechend

. 

 

 

 

 

 

 

Ansprechpartner in Angelegenheiten des Datenschutzes ist die Datenschutzbeauftragte des 

Verbandes, zur Zeit Frau Wilma Stickler, Bundesgeschäftsstelle, 0228 – 2590976 

datenschutz@reservistenverband.de 
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